
„Ein SPD-Grundsatzprogramm ist stets
mehr als ein Regierungsprogramm. Es
muss die modernen Fragen aufgreifen, sie
mit modernen Antworten versehen und
sozialdemokratische Politik auf einen
modernen Begriff bringen“, so der An-
spruch des SPD-Fraktionsvorsitzenden
im Niedersächsischen Landtag, Sigmar
Gabriel, an das Grundsatzprogramm sei-
ner Partei.

Berlin, Dezember 1999, SPD-Bundes-
parteitag. Die SPD stellte das Berliner
Programm von 1989 auf den Prüfstand:
„Angesichts der Veränderungen der letz-
ten zehn Jahre soll das Grundsatzpro-
gramm der SPD überarbeitet und neu for-
muliert werden.“

Bochum, November 2003, SPD-
Bundesparteitag. In Anlehnung an den
Kultsong von Herbert Grönemeyer war
man versucht zu fragen: Bochum, was
kommt aus dir? Im Hinblick auf die Defi-
nition der politischen Grundsätze nichts,
denn diese sind erst für das Jahr 2004 an-
gekündigt, also fünfzehn Jahre nach der
Beschlussfassung eines Grundsatzpro-
grammes, das dann seit mindestens fünf
Jahren als überarbeitungsbedürftig gilt.

Für Bundeskanzler Gerhard Schröder
brachte Bochum ein deutlich schlechteres
Wahlergebnis bei seiner Wiederwahl
zum Parteivorsitzenden. Aufmerksam-
keit erzielte er weniger mit seiner Rede
zur Verteidigung der Agenda 2010 als
Modernisierungsprogramm als vielmehr
mit seiner Kritik an der „kollektiven Un-
vernunft“ der SPD oder seiner Drohung
gegenüber der niedersächsischen SPD

„Euch mache ich fertig!“ im Nachgang zu
den schlechten Wahlergebnissen von
Wolfgang Clement (56,7 Prozent) und
Olaf Scholz (52,6 Prozent). „Erschreckt
beklagen Delegierte programmatische
Defizite“, berichtete die Frankfurter Allge-
meine Zeitung. Gar von „Partisanen-
kampf“ auf dem Parteitag war die Rede.

Ein Aufbruchsignal sieht anders aus,
und so verwundert es nicht, dass nach
dem Parteitag demoskopisch nur ein Zu-
gewinn von einem Prozent bei der politi-
schen Stimmung (26 Prozent) zu beob-
achten war. Die SPD verharrte unter drei-
ßig Prozent bei der Sonntagsfrage im De-
zember 2003.

Auch nach Bochum bleibt die Frage vi-
rulent: Wie glaubwürdig, verantwor-
tungsbewusst und regierungsfähig ist eine
Partei im Hinblick auf notwendige Wei-
chenstellungen für die Zukunft Deutsch-
lands, die 1999 erkannt hat, dass es nötig
ist, ihr Grundsatzprogramm den ge-
änderten weltpolitischen Rahmenbedin-
gungen anzupassen, und dies bis heute
nicht geschafft hat? Der Umstand, dass 
die beschlossene Erneuerung des SPD-
Grundsatzprogrammes auf sich warten
lässt, macht das Grundsatzprogramm für
die Partei zunehmend zu einem Grund-
satzproblem. Dies gilt umso mehr, wenn
damit der Erhalt der Mehrheitsfähigkeit
der SPD verbunden wird.

Programmatisches Nomadentum
Es ist nicht so, dass die deutsche Sozial-
demokratie kein gültiges Grundsatzpro-
gramm mehr hätte. Sie hat aber eines, das
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sie nicht mehr als zeitgemäß ansieht, das
ihren eigenen Ansprüchen nicht mehr ge-
recht wird und dessen Aussagen in ihrem
Wertgehalt stets mit einem Fragezeichen
versehen sind. Dieser Mangel ließ sich
auch nicht durch einzelne programmati-
sche Vorstöße ausgleichen. Sie sind ver-
pufft oder haben sogar das Gegenteil be-
wirkt: „Abrupte ideologische Pendelum-
schwünge wie etwas das Schröder-Blair-
Papier (1999), die ,Agenda 2010‘ oder die
neuen, sich gegen den Begriff der sozialen
Gerechtigkeit wendenden Thesen des
SPD-Generalsekretärs Olaf Scholz treffen
direkt ins Rückenmark einer sozialde-
mokratischen Partei und führen im
schlimmsten Fall zu Lähmung, Stillstand
– und eklatanten Wahlniederlagen.“

Die Auseinandersetzung um den „de-
mokratischen Sozialismus“ im Grund-
satzprogramm ist ein weiteres Beispiel.
Diese Diskussion trifft den Nerv der Par-
tei, weil der Begriff für viele in der SPD
nach wie vor ein programmatisches Fun-
dament beschreibt – sei es ein eher his-
torisch gewachsenes im Sinne einer sozi-
aldemokratischen „Leitkultur“, wie dies
Sigmar Gabriel sieht, oder eines, das im
Sinne Heidemarie Wieczorek-Zeuls eine
langfristige Perspektive beinhaltet: „Was
ist die Meta-Botschaft in dieser Auseinan-
dersetzung? Reduzieren wir die pro-
grammatische Spannweite auf das, was
aktuelle Notwendigkeiten sind, oder ist
die grundlegende Perspektive ersichtlich?
Ich bin überzeugt, dass gerade in Phasen,
da uns schwierige Entscheidungen abver-
langt werden, die langfristige Perspektive
deutlicher sichtbar sein muss.“ Die Aus-
sage von Nordrhein-Westfalens SPD-
Chef Harald Schartau, dass es für die SPD
keinen Sinn mehr macht, „Begriffe hoch-
zuhalten, die keinen Inhalt mehr besit-
zen“, klingt logisch, hat aber eine an die
Substanz der SPD greifende Qualität, 
was die hessische SPD-Landesvorsit-
zende Andrea Ypsilanti auch zum Aus-
druck bringt: „Man tut sich mit den In-

halten nicht leichter, indem man Begriffe
streicht – es sei denn, man will eine andere
Partei.“ Gerhard Schröder hat sich in Bo-
chum bemüht, die Begriffe soziale Demo-
kratie und demokratischer Sozialismus als
identisch zu definieren, und gleichzeitig
die Warnung hinzugefügt: „Der Streit um
Begriffe allein bringt uns wahrlich nicht
weiter.“ Der Streit wird aber eben nicht 
um den Begriff „demokratischer Sozia-
lismus“ geführt, sondern letztlich um des-
sen Inhalt. Ein Blick in das Berliner Pro-
gramm zeigt, dass dort der Begriff „de-
mokratischer Sozialismus“ in weitaus
stärkerem Maße Verteilungskomponen-
ten enthält als in der Begriffsbestimmung,
die der Parteivorsitzende in seiner Rede
vorgenommen hat.

Die SPD hat es als Regierungspartei in
den ersten Regierungsjahren verpasst, ih-
ren programmatischen Kern, wie er sich
im Grundsatzprogramm abbildet, zu ak-
tualisieren, um auf der Basis dieser pro-
grammatischen Neuorientierung die Re-
gierungsarbeit mit politischen Grundsät-
zen flankieren zu können. Sie hat sogar
bewusst darauf verzichtet. Wegen der Ar-
beit am Wahlprogramm für die Bundes-
tagswahl 2002 hatte die SPD die Arbeiten
am Grundsatzprogramm nahezu ein-
gestellt. Franz Müntefering wurde mit
der Begründung zitiert, „es müsse ver-
mieden werden, dass sich aus parallelen
Beratungen eines Parteiprogrammes und
des Wahlprogrammes Missverständnisse
über den Kurs der Partei ergäben“. Diese
Äußerung Münteferings ließ bereits früh
das Ausmaß der programmatischen Zer-
rissenheit der SPD erahnen, die im Ab-
stimmungsverhalten der Delegierten auf
dem Bochumer Parteitag ihren Ausdruck
fand.

Der Sozialwissenschaftler und Politi-
ker von Bündnis 90/Die Grünen, Hubert
Kleinert, kommt zu dem Ergebnis, „dass
nach dem missratenen und öffentlich als
Kokettieren mit dem Neoliberalismus
missdeuteten Ansatz des Schröder-Blair-
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Papiers 1999 gleich jede Form von pro-
grammatischer Debatte in der deutschen
Sozialdemokratie eingestellt und in den
Jahren danach nur noch muddling through
in einer inhaltlich entleerten SPD betrie-
ben worden ist, die ihr Politikangebot als
besserer Kanzler-Wahlverein auf die ver-
meintlichen Imperative des Machterhalts
reduziert hat. [. . .] Statt wenigstens nach
der machtpolitischen Grundsatzentschei-
dung, den der Rückzug Lafontaines ja be-
deutete, nach einer neuen programmati-
schen Orientierung für eine moderni-
sierte Sozialdemokratie zu suchen und
dabei die widersprüchlichen Erwartun-
gen, die mit der Regierungsübernahme
verbunden waren, abzuarbeiten, hat man
sich mit der langen Schwäche einer kri-
selnden Union beruhigt und ansonsten
einreden lassen, im Zeitalter der Medien-
demokratie gehe es auch ohne klare Li-
nienführung und sinnstiftende Identifi-
kationsangebote.“

Gänzlich eingestellt wurde die pro-
grammatische Debatte bei der SPD zwar
nicht, konsequent betrieben wurde sie
aber zweifellos auch nicht.

Freiheit: viel zitiert, 
aber politisch folgenlos
Wird im Berliner Programm die Gleich-
rangigkeit von Freiheit, Gerechtigkeit
und Solidarität postuliert, zeigt die ak-
tuelle Programmdiskussion eine eindeu-
tige Konzentration auf den Gerechtig-
keitsbegriff. Der Gedanke der Freiheit
kommt zu kurz. Daran ändern die viel-
fach zitierten Worte Willy Brandts, wo-
nach Freiheit das Wichtigste ist, und auch
Schröders Rede anlässlich des 140. Ge-
burtstages der SPD nichts, weil er trotz
der 16-maligen Erwähnung des Wortes
Freiheit, wie die Financial Times Deutsch-
land sorgsam nachgehalten hat, den Pa-
radigmenwechsel seiner Partei damit
längst nicht vollzogen hat. Schröder
selbst hat bei der Durchsetzung der
Agenda 2010 weniger auf die Überzeu-

gungskraft des Freiheitsgedankens als
vielmehr auf die Brachialgewalt seiner
Rücktrittsdrohungen gesetzt. Im Übrigen
hat er in seiner Bochumer Parteitagsrede
den Begriff Gerechtigkeit dreimal häufi-
ger als den Begriff Freiheit benutzt und
sich im Gegensatz zum Freiheitsbegriff
diesem auch inhaltlich gewidmet. Die in
Bochum gefassten Beschlüsse zur Ausbil-
dungsplatzabgabe und Erbschaftsteuer,
der Ausschluss „einer Verlagerung von
Tarifverantwortung in die Betriebe“ im
Leitantrag und der zusätzlich beschlos-
sene Initiativantrag zur Tarifautonomie
mit dem Ziel, das bestehende Tarifver-
tragssystem unverändert zu erhalten,
sind nicht gerade Belege für das Ver-
trauen der SPD in die Freiheit.

Unabhängig davon, was es für die 
Regierungspartei SPD bedeutet, wenn 
sie nach fünf Jahren in der Regie-
rungsverantwortung einen Initiativan-
trag „Deutschland braucht ein Leitbild Ge-
rechtigkeit“ beschließen muss, ist es be-
zogen auf die Grundsatzdiskussion schon
aufschlussreich, dass es eben um ein Leit-
bild „Gerechtigkeit“ und nicht um ein Leit-
bild „Freiheit“ geht.

Der bürgerliche Freiheitsbegriff setzt
bei der Freiheit des Individuums an. Die-
ser Denkansatz ist unmittelbar verbunden
mit dem Gedanken der Eigenverantwor-
tung und Subsidiarität und damit auch ei-
nem geringeren Maß an staatlicher Inter-
vention. In der Programmdiskussion der
SPD erhält der Freiheitsbegriff eine starke
kollektive Aufladung: „[E]s geht um die
Freiheitschancen aller, also um Freiheit
und Gerechtigkeit in der Gesellschaft und
durch die Gesellschaft, und nicht nur um
den Einzelnen.“ Dank dieser „sozialde-
mokratischen Pointe“ – wie Rudolf Schar-
ping es genannt hat – erhält aktive staatli-
che und gesellschaftliche Einflussnahme,
etwa in Form des derzeit diskutierten „So-
zialinvestitionsstaates“ und damit über
den Gedanken der Subsidiarität hinaus,
ein programmatisches Fundament.
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Dass nicht der Freiheits-, sondern der
Gerechtigkeitsbegriff für die SPD der ent-
scheidende ist, zeigt sich auch daran, dass
die SPD ihre Programmdiskussion gezielt
mit dem Thema Gerechtigkeit und nicht
mit dem Thema Freiheit begonnen hat. So
betont Wolfgang Thierse: „Gerechtigkeit
ist der für das Selbstverständnis der Sozi-
aldemokratie zentrale Grundwert.“ Ru-
dolf Scharping formuliert: „In unseren
Augen gestaltet die Gerechtigkeit die
Freiheit.“ Von der Freiheit heißt es dann
etwas später, sie fördere Gerechtigkeit.
„Die beiden Begriffe, die ich für die SPD
als zeitlos betrachte, sind soziale Demo-
kratie und soziale Gerechtigkeit. Das sind
die Leitplanken, an denen sich die Partei
entlangbewegt“, so der nordrhein-west-
fälische Landesvorsitzende Schartau.
Freiheit? Scharping, Thierse, Schartau –
und nicht allein sie in der SPD – räumen
der Gerechtigkeit den Vorrang ein. 

Gerechtigkeit: 
Markenkern und Kernproblem
Dass soziale Gerechtigkeit auch heute
noch der SPD-Markenkern ist, unter-
streicht zudem die Tatsache, dass die Ge-
rechtigkeitsfrage für die SPD zum zentra-
len Problem ihrer aktuellen Politik wird.
Einer der Hauptgründe für das demosko-
pische Scheitern der SPD ist darin zu se-
hen, dass rund sechzig Prozent der Wäh-
ler in der SPD nicht mehr die Partei der so-
zialen Gerechtigkeit sehen. Sigmar Ga-
briel bestätigt: „Die aktuelle sozialdemo-
kratische Reformdebatte leidet gerade
darunter, dass nicht nur die ,gefühlte’,
sondern auch die tatsächliche Verteilung
der Lasten nicht gerecht erfolgt.“ 

SPD, früher das Synonym für sozialen
Ausgleich, wird inzwischen auf Demons-
trationen gegen die Politik der rot-grünen
Bundesregierung mit „Sozial Politische
Demontage“ übersetzt. Der Spitzenkan-
didat für die Bürgerschaftswahl 2005 in
Hamburg, Thomas Mirow, ist wegen sei-
ner Kandidatenrolle vielleicht besonders

sensibilisiert: „Die Menschen müssen der
SPD zutrauen, für Gerechtigkeit zu sor-
gen. Sonst wird die Partei ihren Rückhalt
verlieren. Aber wir müssen sehr genau sa-
gen, was Gerechtigkeit in einer veränder-
ten Zeit heißt.“

Genau darüber gibt es aber bei der SPD
noch keine klare Verständigung. Aller-
dings haben die Bürgerinnen und Bürger
auch so eine Vorstellung davon, was so-
zial gerecht ist: So glauben 78 Prozent, dass
es sozial gerecht ist, wenn die Menschen
entsprechend ihrer Tüchtigkeit unter-
schiedliche Einkommen haben. Nur zwan-
zig Prozent sind der Überzeugung, dass es
sozial gerecht ist, wenn alle das Gleiche
haben. 64 Prozent sagen, dass Reformen
nur dann gerecht sind, wenn das obere
Viertel der Gesellschaft deutlich stärker
zur Kasse gebeten wird. 55 Prozent sind
der Auffassung, dass der Begriff „soziale
Gerechtigkeit“ nur vorgeschoben wird,
um eigene Interessen durchzusetzen.

Diese Aussagen erleichtern die Dis-
kussion innerhalb der SPD nicht. Dies 
gilt umso mehr, als eine geradezu 
inflationär anmutende Begriffspalette 
diskutiert wird: Verteilungsgerechtig-
keit, Teilhabegerechtigkeit, Zugangsge-
rechtigkeit, Chancengerechtigkeit, Ergeb-
nisgerechtigkeit, Beteiligungsgerechtig-
keit, Gerechtigkeitspolitik, globale sozi-
ale Gerechtigkeit. Dahinter verbirgt sich
jedoch eine für die deutsche Sozialdemo-
kratie nicht unerhebliche programmati-
sche Sprengkraft mit ausreichend großem
Verwirrungspotenzial für die Parteibasis.

Contra Markt
Auffallend bei der SPD ist die Verbindung
von Gerechtigkeit und Marktskepsis.
„Eine humane Gesellschaft verlangt nach
einer Einhegung des Marktes, weil eine
solche humane Gesellschaft nur möglich
ist, wenn öffentliche Güter Bürgerinnen
und Bürgern ermöglichen, die Zivilgesell-
schaft und das aus ihr erwachsende Po-
tenzial für Solidarität und Kooperation zu
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nutzen“, heißt es zum Beispiel bei Wolf-
gang Thierse. Auch im Zwischenbericht
der Grundsatzkommission von 2001 geht
es marktskeptisch zu: „Gerechtigkeit er-
gibt sich nicht aus den Verteilungsmecha-
nismen des Marktes, sondern aus der be-
wussten Entscheidung der Gesellschaft
und dem Primat der Demokratie.“ 

Im Unterkapitel „Die Veränderung der
Arbeitswelt bewältigen“ wird gleich zu
Beginn festgehalten, dass nach sozialde-
mokratischen Vorstellungen die Wirt-
schaft „durch den Vorrang der Demokra-
tie vor den Märkten und durch ein quali-
tatives Wachstum gekennzeichnet“ ist.
Wird an einer Stelle die internationale
Verankerung der Prinzipien der Sozialen
Marktwirtschaft gefordert, werden an an-
derer Stelle Fragen aufgeworfen wie:
„Wird die Zukunft durch eine Marktge-
sellschaft oder Zivilgesellschaft bezie-
hungsweise Bürgergesellschaft geprägt
werden?“ Der Clou daran ist, dass die
Freiheitsfrage hier nur für die Bürgerge-
sellschaft positiv beantwortet wird. Wel-
ches Prinzip ist eigentlich einer Markt-
wirtschaft, auch der Sozialen Marktwirt-
schaft, inhärent, wenn nicht die Freiheit?

Zu einer derart skeptischen Bewertung
des Marktes, wie sie die SPD vornimmt,
kann man nur kommen, wenn Politik und
Ökonomie noch immer im Kern antago-
nistisch gedacht werden und es deshalb
gilt, einen Primat der Politik zu verteidi-
gen, um „eine politische Gestaltung des
Wachstums“ verfolgen zu können. Die
„politische Gestaltung des Wachstums“
unterstellt, dass Politik mehr von Wirt-
schaft versteht als die Wirtschaft selbst,
und ist gleichzeitig die Begründung für
staatliche Lenkung und Regulierung. Er
ist ungebrochen, der sozialdemokratische
Glaube an die Überlegenheit des Staates
auch in Wirtschaftsfragen.

Pro Regulierung
Bei der Globalisierung erkennt die SPD
Chancen und Risiken. Doch während die

Chancen in der Diskussion einen ver-
gleichsweise knappen Raum einnehmen,
wird sich umfassend auf die Mini-
mierung der Risiken über eine gerechtere
Weltordnungspolitik mit Regelungen 
für Weltsozialordnung, Weltumweltord-
nung, internationale Wettbewerbsord-
nung, Welthandelsordnung, Weltwäh-
rungs- und Finanzordnung konzentriert.
Der Abgang von Oskar Lafontaine hat
nichts an der Sehnsucht der SPD nach ei-
nem neuen „Bretton Woods“ geändert.
Auch bei den „Netzwerkern“ bleiben Re-
flexe gegen den „anonymen Markt“ und
die Globalisierung nicht aus. So heißt es:
„Unkontrollierter Machtkonzentration
bei globalen Wirtschaftsunternehmen,
dem Ruf nach immer mehr Deregulie-
rung und Entstaatlichung tritt bisher
noch keine starke, ordnende Weltinnen-
politik entgegen.“

Aufschlussreich ist auch, wie der 
damalige geschäftsführende Vorsitzende
der Grundsatzkommission, Rudolf Schar-
ping, das Ja zur Programmdebatte erklärt
hat: „Es geht erneut um die sozialen und
ökologischen Grundlagen, die Rahmen-
bedingungen des Wirtschaftens, salopper:
die Zähmung des Kapitalismus, der jetzt
auf Weltebene eine noch größere Kraft an-
nimmt.“ Unter dem Stichwort „Gestal-
tung der Globalisierung“ strebt die SPD
nach neuen Regulierungsmechanismen.

Wenn in der Diskussion um das neue
Grundsatzprogramm der SPD von der
Sozialen Marktwirtschaft die Rede ist,
dann kommt diese meist im Gewand ei-
nes sozialen Sicherungs- und nicht eines
Wettbewerbssystems daher. Wettbe-
werb, Wachstum und Eigenverantwor-
tung haben es schwer in den Gerechtig-
keits- und Gleichheitsvorstellungen der
SPD.

Der Generalsekretär und 
seine neue Gerechtigkeit
Auch SPD-Generalsekretär Olaf Scholz
setzt bei seinen 13 Thesen für die Umge-
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staltung des Sozialstaates und die Zukunft
sozialdemokratischer Politik beim Begriff
der Gerechtigkeit an. Dabei geht es ihm da-
rum, sich vom Gedanken der Vertei-
lungsgerechtigkeit zu lösen und – insbe-
sondere bezogen auf Bildung und Arbeit
– auf die Teilhabe- und Chancengerech-
tigkeit abzuheben. Dieser angestrebte Pa-
radigmenwechsel wird zugespitzt in der
Formulierung: „Als Partei der Zuwachs-
verteilung hat die SPD überhaupt nur so-
lange eine Chance, wie es tatsächlich Zu-
wächse zu verteilen gibt.“ Scholz’ Neude-
finition des gerechten Sozialstaates ist der
Versuch, in Zeiten, in denen die Grenzen
des Sozialstaates deutlich sichtbar wer-
den, den Sozialstaat unter Hinweis da-
rauf, dass „[d]ie Qualität der Gerechtig-
keitspolitik [. . .] niemals in erster Linie
eine Frage der Quantität sozialer Transfers
[ist (und war)]“, zu bewahren. Aber auch
wenn er betont, gerecht sei „eine Politik,
die immer wieder die Voraussetzungen
dafür schafft und erneuert, dass Menschen
ihre eigenen Pläne verfolgen können“,
wird die Entfaltung von Aktivitäten zur
„Befähigung und Ermächtigung der Men-
schen zu einem selbst bestimmten, eigen-
verantwortlichen Leben“ über den „akti-
ven und aktivierenden Sozialstaat“ er-
reicht. Dessen Erfolg misst der Generalse-
kretär entgegen seiner eben zitierten Aus-
sage zur Gerechtigkeitspolitik dann doch
wieder an den Sozialtransfers, wenn er
sagt: „[D]er langfristig gerechte und öko-
nomisch erfolgreiche Staat des 21. Jahr-
hunderts wird [. . .] kein Ort der systema-
tischen Verringerung sozialstaatlicher
Leistungen sein.“ Scholz’ „Sozialinvesti-
tionsstaat“ muss deshalb, um die Teilhabe
an allen Sozialleistungen zu finanzieren,
ein ausgeprägter (Hoch-)Steuerstaat sein.

Der Generalsekretär und 
seine solidarische Mitte
Erreichen will Scholz sein Ziel mit der
„Solidarischen Mitte“, – die politisch auf-
polierte Nachfolgerin der „Neuen Mitte“

– deren Solidarität er sich aber mit einem
„effektive[n] und zielgenaue[n] Funktio-
nieren sozialstaatlich organisierter Ge-
rechtigkeitspolitik“ erkaufen muss, weil
nach Scholz die „Solidarische Mitte“ nicht
von selbst solidarisch ist und bleibt, son-
dern besagte Gerechtigkeitspolitik zur
Voraussetzung hat. Als Beispiel dieser
funktionierenden Gerechtigkeitspolitik
führt der SPD-Generalsekretär an, dass
derjenige, der Steuern zahlt, auch erwar-
ten darf, „dass in der Schule seiner Kinder
die Toilettenspülung funktioniert“. Auch
wenn eine Schultoilette in der Tat funk-
tionieren sollte, so macht sich Scholz hier
doch einen sehr defizitären Solidaritäts-
begriff zu Eigen, denn Solidarität zeichnet
sich ja gerade dadurch aus, dass sie eine
Verpflichtung der Starken für die Schwa-
chen ist – und zwar voraussetzungslos,
also, um mit Scholz zu sprechen, auch
ohne funktionierende Toilettenspülung.

Angreifbar macht sich der SPD-Gene-
ralsekretär auch in einem anderen Punkt.
Nachdem er die Genese der Solida-
rischen Mitte soziologisch abgeleitet hat
(Rechtsanwälte, Lehrer, Architekten, In-
genieure, Nachkommen der „kleinen
Leute“ in bürgerlichen Berufen), will er
die Solidarische Mitte eher politisch und
damit als Allianz der Tüchtigen verstan-
den wissen. Die politische Haltung der
Solidarischen Mitte beziehungsweise der
Allianz der Tüchtigen entspricht nach
Scholz derjenigen der SPD-Wähler. Auf
ihrem vorläufigen Tiefpunkt im Novem-
ber 2003 lag die Zustimmung zur SPD
noch bei 24 Prozent. Will der SPD-Gene-
ralsekretär im Umkehrschluss wirklich
andeuten, dass drei Viertel der Men-
schen in Deutschland potenzielle Faulen-
zer und Egoisten sind, weil sie sich von
der SPD abgewendet haben? Die Netz-
werker haben schnell daraus gelernt.
Auch sie bedienen sich der „Solidari-
schen Mitte“, aber sie lassen sie offener,
indem sie jeden Bürger zur Mitwirkung
einladen, auch wenn die Absicht die glei-
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che bleibt: politische Mehrheiten zu ge-
winnen.

Die Partei der 
„kollektiven Unvernunft“
Die Financial Times Deutschland beurteilte
das Vorgehen des SPD-Generalsekretärs
folgendermaßen: „Der Generalsekretär
versucht, der Reformagenda von Kanzler
Gerhard Schröder einen visionären Über-
bau zu geben. Schröder hatte in seiner Re-
gierungserklärung vom 14. März 2003
massive Einschnitte in die Sozialsysteme
angekündigt und damit für seine Partei
eine unvermittelte Abkehr von den eige-
nen Wahlzielen vollzogen. Diesen Bruch
will Scholz heilen.“ Wenn das die Absicht
war, ist sie gründlich misslungen. So kom-
mentiert Heidemarie Wieczorek-Zeul die
Ausführungen des Generalsekretärs zur
Neudefinition der sozialen Gerechtigkeit
mit den Worten: „Die entsprechenden
Passagen des Berliner Programmes von
1989 sind hoch aktuell, jedenfalls um vie-
les einschlägiger als das Papier des SPD-
Generalsekretärs.“ Schleswig-Holsteins
Ministerpräsidentin Heide Simonis wird
mit den Worten zitiert, in Fragen der so-
zialen Gerechtigkeit müsse „noch etwas
nachgearbeitet werden“. „Soziale Gerech-
tigkeit ist der Begriff, der die Identität der
SPD geprägt hat. Sie ist gewiss das Kom-
petenzfeld, auf dem auch in Zukunft über
den Erfolg der Partei mitentschieden
wird“, schreibt Wolfgang Thierse dem
SPD-Generalsekretär ins Stammbuch.
Und weiter heißt es: „Deshalb ist es mü-
ßig, über verschiedene Gerechtigkeits-
definitionen zu streiten.“ Sigmar Gabriel
schließlich hält dem SPD-Generalsekretär
am Beispiel zusätzlichen Geldbedarfs für
Bildungsanstrengungen entgegen, dass
„wir wohl auch in Zukunft immer wieder
darüber streiten müssen, wie wir die Zu-
wächse oder Einsparungen in unserer
Volkswirtschaft gerecht verteilen.“ Die
SPD dürfe Chancengerechtigkeit und 
Verteilungsgerechtigkeit nicht in einen

Gegensatz bringen. Zur Schärfung des
programmatischen Profils sei es, „aber
weder notwendig, neue Grundwerte zu
finden noch der SPD eine neue Identität
zu geben“. Diese Aussage hindert ihn
allerdings gemeinsam mit den 39 weiteren
Netzwerkern nicht daran, gut zwei Mo-
nate nach seiner Absage an eine neue Iden-
tität und neue Grundwerte als Beitrag zur
Programmdebatte gleich einmal eine
„neue SPD“ anzukündigen.

Führt man sich die von Scholz vorge-
stellten Thesen und die Reaktionen aus
den Reihen der SPD vor dem Hinter-
grund verlorener Landtagswahlen und
eines demoskopischen Dauertiefs vor
Augen, bedarf es keiner „kollektiven Un-
vernunft“ der SPD-Delegierten, um das
Ergebnis von 52,6 Prozent für den Gene-
ralsekretär bei seiner Wiederwahl auf
dem Bochumer Parteitag zu erklären.

„Öffentliche Güter“
In der Gerechtigkeitsdebatte der SPD be-
steht eine Annäherung an den Begriff der
sozialen Gerechtigkeit über so genannte
öffentliche Güter. Diese Denkrichtung
wird zwar eher mit der Partei-Linken in
Verbindung gebracht, findet sich aber in
Ansätzen ebenfalls bei den Netzwerkern
und dem SPD-Generalsekretär, wenn
auch weniger konkret. Dabei wird soziale
Gerechtigkeit als ein allgemeines öffentli-
ches Gut definiert, das durch eine ganze
„Infrastruktur“ von „konkreten öffent-
lichen Gütern geleistet wird“. Daran
knüpft sich die Frage, „was die nötigen
privaten und öffentlichen Mittel eines gu-
ten Lebens sind“.

Die öffentlichen Güter und lebens-
wichtigen Dienste, die ebenso klassische
Infrastrukturmaßnahmen wie Maßnah-
men zur Daseinsvorsorge, aber auch Bil-
dung umfassen, sind vom Sozialstaat ge-
schützte Bereiche, allerdings nur dahin-
gehend, dass er das Angebot für jeden
zugänglich macht und die Qualität ge-
währleistet. Weil diese öffentlichen Güter
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durch Privatisierung, Kommerzialisie-
rung und Marktversagen gefährdet wer-
den, ordnet sie Thierse der öffentlichen
Verantwortung zu.

Primär unter dem Gesichtspunkt der
Teilhabegerechtigkeit formuliert, enthält
der Ansatz auch eine Reihe von Umver-
teilungsmechanismen, insbesondere dort,
wo es um die Gleichstellung der Frau, die
Organisation des Familienlebens, die Kin-
derbetreuung, also eine im weiteren Sinne
soziale Infrastruktur geht. Weil dies alles
Geld kostet, ist – wie bei Scholz – der mo-
derne Sozialstaat auch ein Steuerstaat, der
sich den Nutzen an diesen öffentlichen
Gütern als „wissenschaftlich-technischer,
sozialer, kultureller und ökologischer In-
frastruktur“, so Thierse, durch Besteue-
rung bezahlen lässt.

Das Problem liegt in dem, was als „nö-
tige private und öffentliche Mittel eines
guten Lebens“ beziehungsweise als „So-
ckel“ beschrieben wird. Dieser „Sockel“
umfasst „Existenzsicherheit“ und den
„gleichen und erschwinglichen Zugang
zu lebenswichtigen Diensten und öffent-
lichen Gütern“. Diesen Sockel in Deutsch-
land so zu definieren, das daraus nicht ein
wirtschaftlicher Standortnachteil wird,
dürfte angesichts ausgebliebener Struk-
turreformen in den sozialen Sicherungs-
systemen, auf dem Arbeitsmarkt sowie
im Steuersystem vergleichsweise schwie-
rig werden. Es macht eben einen gewalti-
gen Unterschied, ob die Theorie „öffent-
licher Güter“ und eines aktiven Staates
von „New Labour“ vor dem Hintergrund
der in Großbritannien unter Margaret
Thatcher durchgeführten harten Struk-
turreformen diskutiert wird, oder ob dies
eine SPD tut, die 1998 erst einmal einge-
leitete Strukturreformen, wie zum Bei-
spiel den demografischen Faktor in der
Rentenversicherung, zurückgedreht hat
und anschließend nicht wesentlich
weitergekommen ist, wie ein Blick auf die
Reformdiskussionen in Deutschland ver-
rät.

Thierse erwartet Kritik von denen, 
„die von der privaten Verfügung über
Ressourcen einen maximalen Nutzen der
gesellschaftlichen Produktion erwarte-
ten“. Tatsächlich bringt er in dieser For-
mulierung den Kern der Auseinanderset-
zung auf den Punkt: Vorrang für staatli-
che Aktivität oder Vorrang für Privatiniti-
ative. Es ist schwer vorherzusagen, wel-
cher Flügel in der SPD sich durchsetzen
wird, aber es dürfte keine zu gewagte
Prognose sein, dass für die SPD am Ende
der Staat der entscheidende Akteur blei-
ben wird.

Von der Identitätskrise 
zur Regierungskrise
Es ist nahe liegend, dass ein Parteivorsit-
zender, wenn es um die Grundsätze sei-
ner Partei geht, eine zentrale Rolle im Dis-
kussionsprozess einzunehmen hat. Es
verwundert daher auch nicht, dass Ger-
hard Schröder seit der Konstituierung der
SPD-Grundsatzkommission im Juni 2000
ihr Vorsitzender ist. Wir sind heute aller-
dings etliche Tagungen, einen Zwischen-
bericht, diverse Parteitage und eine
Bundestagswahl weiter. Sowohl die deut-
sche Bevölkerung als auch die SPD-Mit-
glieder sind um die Erfahrung der Gene-
ralrevision von Wahlversprechen, eines
zweimaligen Fehlstartes einer Regierung
Schröder sowie fortgesetzter politi-
scher Unzulänglichkeiten reicher. Riester-
Rente, Dosenpfand, Lkw-Maut, unrealis-
tische Haushaltsplanungen, höchste Neu-
verschuldung in der deutschen Nach-
kriegsgeschichte im Jahr 2003, wiederhol-
tes Verfehlen des Defizitkriteriums von
Maastricht, wirtschaftliche Stagnation –
der Katalog ist lang und doch noch un-
vollständig. Vor allem diese – für jeder-
mann sichtbaren – Defizite und Fehlleis-
tungen der rot-grünen Bundesregierung
bescherten der SPD und ihrem Vorsitzen-
den einen gravierenden Kompetenz-, Ver-
trauens- und Glaubwürdigkeitsverlust.
Das Problem aber liegt tiefer. „Schröder
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hat mit dem zweiten Fehlstart von Rot-
Grün – nach dem ersten 1998 – gezeigt,
dass er entgegen seinem Image keine pro-
grammatische Führungskraft hat. Der
Gegensatz zwischen medialer Inszenie-
rung und realer Handlung des Kanzlers
ist so krass, dass der Absturz umso tiefer
ist. [. . .] Der Kanzler weiß nicht, was er
will.“ Diese zu Jahresbeginn 2003 vorge-
nommene Bewertung des Göttinger Par-
teienforschers Peter Lösche hat ein Jahr
später – zumindest bezogen auf die Er-
neuerung des Grundsatzprogramms –
nichts an ihrem Gehalt eingebüßt.

Mit der gewonnenen Bundestagswahl
1998 endete der schon vorher unter 
dem Schlagwort „Traditionalisten contra 
Modernisierer“ geführte Richtungsstreit
nicht. Auch mit dem Abgang Oskar La-
fontaines und der damit entschiedenen
Machtfrage war er nicht beendet, wohl
aber publizistisch in den Hintergrund ge-
drängt. Nun flammt diese Diskussion je-
doch nicht nur nach jeder verlorenen
Landtagswahl, sondern inzwischen auch
vor wichtigen Abstimmungen im Deut-
schen Bundestag innerhalb der SPD-Frak-
tion wieder auf. An die Stelle des Macht-
kampfes zwischen Lafontaine und Schrö-
der ist der Kampf um das programmati-
sche Erbe und die daraus gewachsene
Identität der 140 Jahre alten Sozialdemo-
kratischen Partei Deutschlands getreten.

Deutschland hat seit 1998 eine Bundes-
regierung, deren größte sie tragende Par-
tei sich ihrer politischen Grundsätze im
Kern nicht mehr gewiss ist. Die SPD

schleppt in der Regierungsverantwor-
tung ein programmatisches Defizit bei
den Grundwerten ihrer Politik mit sich
herum, das – personalisiert in Bundes-
kanzler Schröder – inzwischen durch-
schlägt auf die Wahrnehmung des Ge-
samterscheinungsbildes der Partei als
mangelnde politische Perspektive sozial-
demokratischer Politik.

Diejenigen, die sich auf die Fahne 
geschrieben haben „Deutschland erneu-
ern“, bekommen ihre eigene programma-
tische Erneuerung nicht in den Griff. Fak-
tisch ist die SPD seit Jahren von einer
schleichenden, sich aber beschleunigen-
den Identitätskrise befallen. Darin liegt
auch die eigentliche Ursache für die –
auch an den bisherigen Ergebnissen ge-
messen – unstrukturiert und perspektiv-
los wirkende Regierungstätigkeit.

Die Frage nach dem, was Sozialdemo-
kratie heute bedeutet, die Frage nach der
sozialdemokratischen Identität, droht zur
Frage sozialdemokratischer Regierungs-
fähigkeit zu werden. Je länger die Antwort
in Form eines neuen Grundsatzprogram-
mes auf sich warten lässt, desto länger
wird die SPD eine in ihren Grundüber-
zeugungen verunsicherte und damit auch
in ihrer Handlungsfähigkeit gehandi-
capte Partei sein. Als solche werden die
Bürgerinnen und Bürger in Deutschland
sich die SPD als Regierungspartei aber auf
Dauer nicht leisten können und wollen.

Der Artikel gibt die persönliche Meinung des
Autors wieder.
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„Ungefähr dreißig Jahre lang, während der Epoche des öffentlich-rechtlichen Sen-
demonopols, hat ausgerechnet das öffentlich-rechtliche Fernsehen einen alten
Traum der Nazis Wirklichkeit werden lassen: die Volksgemeinschaft. […] Wir dach-
ten, wir hätten alle die gleichen Träume. Das Privatfernsehen hat dagegen Sozial-
aufklärung geleistet. […] Es sorgt dafür, dass wir alle hin und wieder einen Blick in
andere Milieus werfen und das Staunen nicht verlernen.“

Harald Martenstein am 8. Januar 2004 in der Zeit.
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